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Beschlussvorschlag der Vorlage Nr. 12/3338:  
Der Landesjugendhilfeausschuss Rheinland beschließt die nachfolgende gemeinsame Erklärung:
1. Die Landesjugendhilfeausschüsse Rheinland und Westfalen-Lippe unterstreichen die Kompetenz und Unverzichtbarkeit der Jugendämter / Landesjugendämter bei der Sicherstellung des Kinderschutzes.


2. Die Verantwortlichen vor Ort werden aufgefordert, die vielfältigen präventiven Angebote ("Frühe Hilfen"; "NeFF - Netzwerk Frühe Förderung"; "Soziale Frühwarnsysteme" u.a.) weiter auszubauen. Im Rahmen der kommunalen Verantwortung für Planung und Steuerung sollen die Jugendämter als zentrale Koordinationsstellen eines örtlichen Netzwerkes zum Kinderschutz ein Gesamtkonzept von Prävention und Risikomanagement mit anderen Institutionen und Trägern entwickeln und verbindlich vereinbaren.

Die Landesjugendämter werden die örtliche Jugendhilfe dabei mit ihren Fortbildungs- und Beratungsangeboten unterstützen. Sie werden die bestehenden vielfältigen Ansätze fördern und einen Wissenstransfer hinsichtlich "best-practice"- Beispielen sicherstellen.

Das Land wird aufgefordert, Kinderschutz bei der Erarbeitung von Programmen und der Bereitstellung von finanziellen Mitteln stärker zu berücksichtigen.

Die Landesjugendhilfeausschüsse fordern das Land NRW auf, die bisherige vorgesehene Anzahl und die bisherige Förderung für die Familienzentren auszuweiten.


3. Die Landesjugendhilfeausschüsse stellen fest, dass neben den Trägern der Freien Wohlfahrtspflege und den Kommunen auch die privat-gewerblichen Träger einen wichtigen Beitrag in der Tagesbetreuung leisten können. Dabei muss sichergestellt sein, dass die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsangebote der privat-gewerblichen Träger dieselbe Qualität wie die der kommunalen und freien Träger haben. Die Landesjugendämter werden aufgefordert, den zuständigen Gremien Qualitätskriterien vorzulegen die nach außen zu dokumentieren sind.
